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Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26 a) EStG („Ehrenamtspauschale“) [footnoteRef:1] [1:  § 3 Nr. 26a EStG sieht im Gegensatz zu § 3 Nr. 26 EStG keine Begrenzung auf bestimmte Tätigkeiten im gemeinnützigen Bereich vor. Aufwandsentschädigungen iRd. § 3 Nr. 26a EStG sind bis zu 960 EUR p. a. steuer- und sozialversicherungsfrei, wenn die Beschäftigung nebenberuflich erfolgt, d. h. nicht mehr als ein Drittel der Arbeitszeit einer in dieser Berufssparte ausgeübten Tätigkeit beträgt (i.d.R. unter 13 bis 13,5 Stunden pro Woche). Sie sind jedoch in der Anlage N oder GSE der Einkommensteuererklärung anzugeben. Jede Person darf nur 1 x 960 EUR p.a. Aufwandsentschädigung erhalten. Weitere Regelungen sind dem BMF-Schreiben 25.11.2008 zu entnehmen.
Die Auszahlung einer Ehrenamtspauschale an ein Vorstandsmitglied muss zwingend in der Satzung geregelt sein.
Für dieselbe Tätigkeit darf der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin nicht noch eine Übungsleiterpauschale i.S.d. § 3 Nr. 26 EStG erhalten.
Aufwandsentschädigungen im Sinne des § 3 Nr. 26a EStG sind mit einer geringfügigen Beschäftigung kombinierbar. Die Voraussetzungen entnehmen Sie bitte dem gesonderten Artikel auf www.gem-gruppe.de.] 


Zwischen

der gemeinnützigen Einrichtung (Verein / gGmbH / Stiftung / eG)
__________________________
(Auftraggeber/in)

und

Herrn/Frau 	 (Auftragnehmer/in),

wird Folgendes vereinbart:

§ 1 Auftragsverhältnis [footnoteRef:2] [2:  Die Vereinbarung einer Ehrenamtspauschale kann im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses, eines Auftragsverhältnisses oder einer freien Mitarbeit vereinbart werden.] 

Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin wird nebenberuflich auf dem Gebiet der 	tätig. Die Tätigkeit bezieht sich insbesondere auf 	
Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin ist frei in der Wahl seiner/ihrer Arbeitszeit. An eine regelmäßige Arbeitszeit ist er/sie nicht gebunden. Zudem wird festgehalten, dass der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin durchschnittlich maximal 		 Stunden pro Woche / Monat / Jahr (Unzutreffendes streichen) tätig wird.
Die Konzepte des Auftraggebers/der Auftraggeberin sind dabei zu berücksichtigen, im Übrigen gilt § 665 BGB. Dem Auftraggeber/Der Auftraggeberin steht keine Weisungsbefugnis gegenüber dem Auftragnehmer/der Auftragnehmerin zu. Der Auftraggeber/Die Auftraggeberin stellt dem Auftragnehmer/der Auftraggeberin alle zur Ausübung seiner Tätigkeit erforderlichen Informationen, Hilfsmittel und Unterlagen zur Verfügung. Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin ist gemäß § 664 BGB nicht berechtigt, die ihm/ihr übertragenen Aufgaben an eine dritte Person zu übertragen.

§ 2 Vergütung
Die Tätigkeit des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin wird mit 	 EUR pro Monat bzw. 	 EUR pro Std. entschädigt[footnoteRef:3].  [3:  Max. 50 EUR pro Stunde und max. 960,- EUR pro Jahr - Fremdvergleich: Vergütung unterhalb des Angebots externer Firmen.] 

Eventuell anfallende Steuern und Sozialversicherungsbeiträge hat der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin selbst abzuführen.

§ 3 Schweigepflicht
Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin verpflichtet sich, über alle Vorgänge im Projekt Dritten gegenüber Stillschweigen zu bewahren. Diese Schweigepflicht besteht auch nach Beendigung des Auftragsverhältnisses.

§ 4 Vertragsdauer
Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin nimmt die Tätigkeit am 	 auf. Die Beendigung ist gem. § 671 Abs. 1 BGB beiderseits jederzeit ohne Einhaltung einer Frist möglich.

§ 5 Schriftformklausel
Nebenabreden und Änderungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, dies gilt nicht für individuelle Absprachen zwischen den Parteien. Dieses Formerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend aufgehoben oder außer Kraft gesetzt werden. Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen.
Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen.

§ 6 Salvatorische Klausel
Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieses Vertrages berührt nicht die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieses Vertrages.

§ 7 Bestätigung / Mitteilungspflicht
Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin darf innerhalb eines Kalenderjahrs in der Summe nicht mehr als 960,- EUR über eine Ehrenamtspauschale erhalten. 
Der Auftragnehmer/Die Auftragnehmerin verpflichtet sich mit seiner/ihrer Unterschrift, dass er/sie keine weiteren Aufwandsentschädigungen von anderen gemeinnützigen Körperschaften im Sinne des § 3 Nr. 26 und Nr. 26a EStG oder aus einer öffentlichen Kasse im Sinne des § 3 Nr. 12 EStG erhalten hat bzw. den Auftraggeber/die Auftraggeberin darüber in Textform unterreichtet, wenn dies im laufenden Kalenderjahr der Fall ist.
Des Weiteren bestätigt der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin, die Tätigkeit im Rahmen der Kleinunternehmergrenzen des § 19 UStG bzw. umsatzsteuerfrei gem. § 4 Nr. 26b UStG zu erbringen.

Ort, Datum					
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